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1. Bürgerfragestunde 
  
2. Einbringung Haushalt 2023; Haushaltsrede des Oberbürgermeisters 
  
3. Bestellung der Mitglieder des Seniorenrates; 
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Oberbürgermeister Schnurr eröffnet die Sitzung und stellt die entschuldigten Mitglie-
der sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 

 
 
TOP 1: Bürgerfragestunde 

 
Frau Hüsges, Bühler Tafel, zeigt ihre Anerkennung und ihr Interesse am Gemeinderat mit 
ihrer Anwesenheit in zahlreichen Gemeinderatssitzungen und bedankt sich für die Unterstüt-
zung der Stadt Bühl im abgelaufenen Jahr, insbesondere bei Bürgermeister Jokerst. Sie fragt 
die Mitglieder des Gemeinderats, ob sie sich vor Ort über die wertvolle Arbeit der Bühler Ta-
fel informieren möchten, und lädt gleichzeitig alle in die Tafel ein.  
 
Oberbürgermeister Schnurr dankt Frau Hüsges und der gesamten Bühler Tafel für das groß-
artige Engagement, in seinen Dank schließt er auch Bürgermeister Jokerst ein. 
 
 
TOP 2: Einbringung Haushalt 2023; Haushaltsrede des Oberbürgermeisters 

 
Stadträtin Dr. Wendenburg und Stadtrat Nagel nehmen an der Sitzung teil. 
 
Oberbürgermeister Schnurr bringt mit folgender Rede den Haushalt 2023 ein:  
 
„Sehr geehrte Stadträtinnen und Stadträte, 
liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
meine Damen und Herren, 
 
vor zwei Jahren war das den Haushalt und damit auch meine Haushaltsrede beherrschende 
Thema die Corona-Pandemie, die das tägliche Leben erheblich einschränkte. Ein Jahr da-
nach, mit der Einbringung des Haushalts 2022, hat sich daran vor allem aufgrund der dama-
ligen vierten Infektionswelle und der neu entstandenen Mutation nicht viel geändert. 
 
Nachdem sich die Situation hinsichtlich der Pandemie nun in diesem Jahr weitgehend beru-
higt hat, beherrscht inzwischen der im Februar 2022 von Russland begonnene Krieg in der 
Ukraine das tägliche Leben. Sie können seitdem täglich, oft sogar stündlich, dem Internet, 
den Printmedien und in sonstigen Kanälen Informationen zu dem Kriegsgeschehen entneh-
men. Ich werde Ihnen deshalb an dieser Stelle nähere Ausführungen hierzu ersparen und 
weise lediglich darauf hin, dass die Folgen dieses Krieges auch bei uns spürbar sind.  
Das ifo-Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München e. V. – 
führt in seiner Prognose vom September 2022 aus, dass die hohen Inflationsraten die realen 
Einkommen der privaten Haushalte und deren Ersparnisse dahinschmelzen lassen und die 
Kaufkraft reduzieren. Das ifo-Institut prognostiziert, dass das Bruttoinlandsprodukt in diesem 
Jahr noch um 1,6 % zulegen und dann im kommenden Jahr um 0,3 % schrumpfen wird. Die 
Inflationsrate wird in diesem Jahr bei durchschnittlich 8,1 % liegen und im kommenden Jahr 
2023 auf 9,3 % steigen, wobei sie ihren Höhepunkt voraussichtlich im 1. Quartal 2023 mit ca. 
11 % erreichen wird. Das Institut geht davon aus, dass sich im darauffolgenden Jahr 2024 
die Konjunktur wieder normalisieren, die Wirtschaftsleistung mit 1,8 % zulegen und die Infla-
tionsrate auf 2,4 % sinken wird.  
 
Grundsätzlich sind nach Einschätzung des Instituts die Auftragsbücher der produzierenden 
Unternehmen noch überdurchschnittlich gut gefüllt. Dadurch hat sich das Geschäftsklima in 
der Industrie und den industrienahen Dienstleistungsbereichen in den vergangenen Monaten 
nur geringfügig verschlechtert.  
 
Allerdings zeichnet sich bei der Baukonjunktur ein deutlicher Abschwung ab. Neben den ho-

hen Baukosten dürfte dazu vor allem die Zinswende, die zusätzlich die Finanzierungskosten 



in die Höhe treibt, verantwortlich sein. Deutlich gestiegene Auftragsstornierungen und rück-
läufige Neuaufträge ließen das Geschäftsklima im Baugewerbe seit März so stark sinken wie 
zuletzt während der Weltfinanzkrise im Jahr 2008. Dies haben wir auch in diesem Jahr bei 
den Verkäufen von Bauplätzen festgestellt. In der Vergangenheit hat es noch nie Rückgaben 
von schon zugeteilten Bauplätzen gegeben; in den letzten Monaten haben wir schon mehr-
fach Bauplätze an die vom Gemeinderat beschlossenen nachfolgenden Bewerber vergeben. 
 
Die von der Bundesregierung aus dem Entlastungspaket III getroffenen Maßnahmen dürften 
zwar der allgemeinen Entwicklung etwas entgegenwirken, sie aber bei weitem nicht ausglei-
chen. Dies alles steht vor allem auch unter der Annahme, dass in diesem Winter Gas in aus-
reichendem Umfang zur Verfügung steht. Das Institut prognostiziert, dass die Energiepreise 
deshalb nicht weiter steigen und spätestens ab dem Frühjahr 2023 wieder sinken sollten. 
Hoffen wir es! 
 
Inwieweit dies alles so eintreffen wird, kann momentan nur vermutet werden, die Realität wird 
es uns letztendlich zeigen. 
 
Zum vorläufigen Ergebnis des Jahres 2021 und über die Entwicklung im laufenden Jahr 2022 
habe ich Ihnen am 27. Juli 2022 in meinem ersten Finanzbericht 2022 berichtet. 
Nachdem wir auch in diesem Jahr den kommenden Haushalt 2023 wiederum schon im De-
zember einbringen können, lege ich Ihnen nicht zusätzlich einen zweiten Finanzbericht vor, 
sondern verbinde ihn mit dieser Haushaltsrede. 
 
Werfen wir deshalb zunächst einen Blick zurück in das Haushaltsjahr 2021: 
 
Vorläufiges Ergebnis 2021 

In meinem ersten Finanzbericht vom 27. Juli 2022 habe ich Ihnen berichtet, dass die or-
dentlichen Erträge insgesamt um rund 4,8 Mio. € höher als geplant ausgefallen sind. Zusätz-
lich mit den im Bereich der Aufwendungen entstandenen deutlichen Minderausgaben und 
Einsparungen von insgesamt 3,7 Mio. € konnte das im Nachtrag festgesetzte ordentliche 
Ergebnis von minus 8,4 Mio. € in einen Überschuss von knapp 74.000 € und in ein Gesamt-
ergebnis von knapp unter 1 Mio. € gewandelt werden. Ein höchst erfreuliches Ergebnis, wel-
ches uns zusätzliche Möglichkeiten für die kommenden Jahre eröffnet.  
 
Wie sieht es nun im aktuellen Haushaltsjahr aus? 
 
Haushaltsjahr 2022 

Nachdem die Corona-Pandemie weitestgehend ihre Schrecken verloren zu haben scheint, 
habe ich Ihnen bereits in meinem Finanzbericht im Sommer ankündigen müssen, dass nun-
mehr der Ukrainekrieg mit der damit einhergehenden Energiekrise und einer stark gestiege-
nen Inflation – wie überall – sich auch auf unseren Haushalt auswirkt. 
 
Im Ergebnishaushalt 2022 sind 89,2 Mio. € an Erträgen eingestellt, denen 90,3 Mio. € Auf-
wendungen gegenüberstehen. Damit haben wir im Haushalt planmäßig ein ordentliches 
Ergebnis von minus 1,1 Mio. €, also einen Fehlbetrag vorgesehen. 
 
Bereits in meinem ersten Finanzbericht im Sommer habe ich ferner angekündigt, dass sich 
dieser Fehlbetrag nicht – wie im Vorjahr – verbessern lassen, sondern voraussichtlich höher 
als geplant ausfallen wird. Als Gründe hierfür zeichneten sich schon damals die Auswirkun-
gen des Ukrainekrieges mit der einhergehenden Energiekrise und weiterer Kostensteigerun-
gen ab. Nach aktuellem Stand muss ich diese Einschätzung nun bestätigen: das geplante 
Defizit wird sich nicht halten lassen. Dies hat aber vor allem folgenden Grund: 
 
Im Sommer habe ich Ihnen berichtet, dass wir bei einem Planansatz von 17,5 Mio. € ein 
komfortables Gewerbesteuer-Soll von 17 Mio. € haben. Für die zweite Jahreshälfte rechne-



ten wir erfahrungsgemäß mit weiteren Nachzahlungen aus Vorjahren aufgrund von Steuer-
prüfungen. Während diese auch eintrafen und wir ein Gewerbesteuer-Soll von 18,6 Mio. € 
erreicht haben, erhielten wir vor wenigen Wochen Veranlagungen zurück bis in das Jahr 
2008, die insgesamt eine Steuerherabsetzung von knapp über 2 Mio. € bedeuten. Dies führt 
Stand heute zu einem Gewerbesteuer-Soll von 16,6 Mio. €, somit rund 900 T€ unter unserem 
Planansatz. Zusätzlich fallen hierzu noch Erstattungszinsen von rund 640 T€ an. 
 
Sie sehen hier wieder einmal, wie schwierig es ist, bei der Gewerbesteuer einigermaßen se-
riöse Prognosen treffen zu können. Steuerzahlungen und Steuererstattungen aus Betriebs-
prüfungen für teilweise schon lange zurückliegende Jahre können wir weder absehen noch 
beeinflussen, sie werden uns in der Regel leider auch nicht – rechtzeitig und damit planbar – 
angekündigt. 
 
Dies in Kombination mit den durch die hohe Inflation stark gestiegenen Preisen führt dazu, 
dass sich das ordentliche Ergebnis gegenüber dem Plan verschlechtern wird und wir einen 
deutlich höheren Fehlbetrag als geplant ausweisen werden müssen. Hinzu kommen die auf-
grund der Systematik des Finanzausgleichs auch höheren Zahlungen wegen der 2020 vom 
Bund und Land geleisteten Kompensationszahlung zur Gewerbesteuer, die uns jetzt im 
Haushaltsjahr 2022 treffen.  
Positiv für mich ist aber die Feststellung, dass der Fehlbetrag ohne weiteres aus der hohen 
Rücklage der vergangenen Jahre von über 21,7 Mio. € gedeckt werden wird.  
 
Doch nun zu den Orientierungsdaten für das vor uns liegende Jahr 
 
Orientierungsdaten 2023 

Nach einer Mitteilung der Bundesregierung sollen die diesjährigen Ergebnisse der Steuer-
schätzung als „Momentaufnahmen in Zeiten hoher Unsicherheiten“ verstanden werden. Auch 
die kommunalen Verbände verweisen explizit darauf, dass die Orientierungsdaten lediglich 
Anhaltspunkte für die individuelle gemeindliche Finanzplanung bieten können.  

 
Insgesamt wird vor allem in den Jahren 2024 bis 2026 von höheren Steuereinnahmen aus-
gegangen. Allerdings sind hier noch nicht einige Maßnahmen zur Entlastung der Bür-
ger*Innen und Unternehmen enthalten, welche in der Zukunft zu Mindereinnahmen führen 
werden. Hierzu gehören insbesondere das Inflationsausgleichsgesetz sowie das Jahressteu-
ergesetz 2022.  
 
Im Vergleich zum Vorjahr steigt der auszuschüttende kommunale Anteil an der Lohn- und 
Einkommensteuer im Jahr 2023 deutlich auf rund 7,76 Milliarden €. Die Schlüsselzuweisun-
gen haben einen Kopfbetrag von rund 1.844 € (im Vorjahr 1.808 €), die Kommunale Investiti-
onspauschale beträgt 107 € (im Vorjahr 102 €). Die Umsatzsteuer wird zum sechsten Mal in 
Folge mit 1,134 Milliarden € deutlich oberhalb der Milliardengrenze erwartet. 
 
Dies führt zu einem deutlichen Anstieg der allgemeinen Zuweisungen aus dem FAG, die im 
Jahr 2023 insgesamt 15,3 Mio. € betragen (Vorjahr 13,4 Mio. €). Die Zuweisungen betragen 
insgesamt 25,8 Mio. € (Vorjahr 21,5 Mio. €). Dazu kommen unsere eigenen Steuer- und Fi-
nanzerträge von knapp 55,1 Mio. € (Vorjahr 51,2 Mio. €), sodass sich hieraus insgesamt eine 
Summe von 80,9 Mio. € ergibt, dies sind gegenüber dem Vorjahr rund 8,2 Mio. € mehr. 

 
Umlagen 
Davon müssen im Jahr 2023 insgesamt 27 Mio. € Umlagen abgeführt werden. Diese setzen 

sich zusammen aus der 
                    Mio. €    Mio. € (Vj) 

 Gewerbesteuerumlage 1,8 1,6 
 Finanzausgleichsumlage 11,2 9,5 
 Kreisumlage  14,0 12,1 



 
Meine Damen und Herren, dies sind aufgrund der Systematik des FAG rund 3,8 Mio. € mehr 

als im vergangenen Jahr. 
 
Finanzierungssaldo 

Der zu unseren Gunsten verbleibende Finanzierungssaldo – also Steuererträge und Zuwei-
sungen abzüglich der drei großen Umlagen – erreicht mit nunmehr 54 Mio. € nach wie vor 

nicht die Rekordhöhe der vergangenen Jahre, ist aber deutlich höher als im vergangenen 
Jahr mit 49,5 Mio. € und vor allem im Jahr 2020 mit 38,4 Mio. €.  
 
Nun zu den weiteren Eckdaten des Haushaltsentwurfs. 
 
Ergebnishaushalt–Erträge 
Die Erträge im Ergebnishaushalt 2023 summieren sich auf insgesamt  

 
   99,0 Mio. €     89,2 Mio. € (Vj) 
   
Sie setzen sich zusammen aus 
 Steuereinnahmen 55,1 51,2 
 Zuweisungen und Zuwendungen 25,7 21,5 
 Auflösung von Zuschüssen und Beiträgen 1,4 1,4 
 Entgelten und Gebühreneinnahmen 7,4 6,4 
 sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte  4,2 3,5 
 Kostenerstattungen und -umlagen 2,2 2,2 
 Zinsen und aktivierte Eigenleistungen 0,7 0,5 
 sonstige ordentliche Erträge  2,3 2,5 

 
Ergebnishaushalt-Aufwendungen 
Dem gegenüber stehen die Aufwendungen von 

 Mio. €             Mio. € (VJ) 
 98,9 90,3 
   Sie setzen sich zusammen aus 

 Personal 29,4  28,7 
 Ausgaben für Sach- und Dienstleistungen  17,6 13,4  
 Abschreibungen 7,8 7,9 
 Zinsaufwand für Darlehen 0,2  0,3 
 Zuschüsse an Dritte, vor allem für die Kinder-  

   betreuung, an Vereine und an Zweckverbände 12,4 12,0 
 ergebniswirksame Umlagen an Land und Kreis 26,9 23,2 
 sonstige ordentliche Aufwendungen 4,6  4,8 
 
Erlauben Sie mir eine kurze Erläuterung der – nach den Umlagen – beiden größten Auf-
wandspositionen: 
 
Der schon in den vergangenen fünf Jahren eingeschlagene Kurs der Aufarbeitung von Rück-
ständen sowohl bei den Gebäudeinstandsetzungen als auch bei den Unterhaltungsmaßnah-
men soll auch im kommenden Jahr 2023 fortgesetzt werden.  
Im Haushaltsplanentwurf sind deshalb unter der Position „Sach- und Dienstleistungen“ 3,2 
Mio. € (Vorjahr: 2,7 Mio. €) eingestellt. Es handelt sich wieder um ein enormes Pensum, wel-

ches wir, Ihre Zustimmung vorausgesetzt, umsetzen wollen. Nur durch diese, im Prinzip un-
vermeidbaren, Ausgaben kann der langfristige Erhalt unseres Vermögens sichergestellt wer-
den. 
 
Daneben sind zwei weitere wichtige Auswirkungen des Angriffskrieges Russlands auf die 
Ukraine zu beachten:  



 
Durch die ausgelöste Energiekrise sind die Preise für Strom und Gas deutlich gestiegen. 
Diesem Umstand tragen wir mit einer signifikanten Erhöhung unserer Energieaufwendungen 
von bisher 1,29 Mio. € auf 1,65 Mio. € Rechnung.  
 
Doch während wir nur mittelbar, d. h. vor allem in finanzieller Hinsicht unter den Folgen lei-
den, trifft es die ukrainische Bevölkerung direkt, weshalb es in den vergangenen Monaten 
erneut zu einer sehr starken Flüchtlingsbewegung innerhalb Europas gekommen ist. Auch 
dieser Umstand prägt unseren kommenden Haushalt. So planen wir beinahe mit den doppel-
ten Mietaufwendungen gegenüber dem Vorjahr, diese Erhöhung um rd. 760 T€ kommt über-
wiegend aus der Anmietung von weiteren Flüchtlingsunterkünften. 
Aus der Gegenüberstellung von Erträgen und Aufwendungen ergibt sich deshalb folgendes 
Bild: 
 
Ergebnishaushalt 

Die Gewerbesteuer ist zwar im Vergleich zu den Vorjahren seit 2019 deutlich zurückgegan-
gen. Dennoch zeichnet sich wieder ein stetig positiver Trend ab. Nachdem im Jahr 2020 ein 
überwiegend der Corona-Pandemie geschuldeter Einbruch der Steuer auf 13,9 Mio. € erfolg-
te, erholte sich die Gewerbesteuer im darauffolgenden Jahr auf 16,8 Mio. €.  
 
Die aktuellen Gespräche mit den Unternehmen haben uns veranlasst, für den Haushaltsplan 
2023 wieder einen Gewerbesteueransatz von 19,5 Mio. € zu veranschlagen. Wir sind zuver-
sichtlich, dass wir diesen auch erreichen werden. 
 
Bei den Schlüsselzuweisungen im Rahmen des FAG mit 15,0 Mio. € können wir gegenüber 
dem Haushaltsjahr 2022 mit ca. 1,9 Mio. € mehr rechnen. Während die sonstigen allgemei-
nen Zuweisungen des Landes mit einem Ansatz von 357.400 € annähernd dem Vorjahresan-
satz entsprechen, erhöhen sich die Zuweisungen des Landes für laufende Zwecke um rund 
2,5 Mio. €. Insgesamt fallen die Zuweisungen somit um rund 4,3 Mio. € höher aus als im Vor-
jahr.  
Die ordentlichen Erträge sind mit 99,0 Mio. € gegenüber dem Vorjahr (89,2 Mio. €) um 9,8 
Mio. € höher. Trotzdem setzen wir unsere Überprüfungen der Ansätze auf der Aufwandseite 
auf ihre absolute Notwendigkeit sowie den begonnenen Konsolidierungskurs gemeinsam mit 
Ihnen, liebe Stadträtinnen und Stadträte, fort. 
 
Ergebnishaushalt – Gesamtbetrachtung 

In der Gesamtbetrachtung des Haushalts 2023 stehen 99,0 Mio. € Erträgen 98,9 Mio. € Auf-
wendungen gegenüber. Wir können deshalb nicht nur einen ausgeglichenen Haushalt auf-
stellen und damit unseren Ressourcenverbrauch vollständig aus den erwirtschafteten Mitteln 
des Jahres decken, sondern sogar einen Überschuss von knapp 97.700 € erzielen. Die von 
mir in meiner letztjährigen Haushaltsrede prognostizierte Verbesserung der Haushaltssituati-
on bildet sich hier – und dies sieht man letztlich in der mittelfristigen Planung – auch tatsäch-
lich ab. Hierzu trägt sicherlich auch die von Ihnen in diesem Jahr beschlossene moderate 
Erhöhung der Hebesätze bei der Grundsteuer B und der Gewerbesteuer bei.  
 
Zu der Neufestsetzung der Grundsteuer B ab dem Jahr 2025 kann ich Ihnen berichten, dass 
wir inzwischen vom Finanzamt schon über 700 Bescheide für die Steuer ab 2025 erhalten 
haben. Alle neuen Festsetzungen tragen wir in eine Excelliste ein und stellen die bisherige 
Grundsteuer gegenüber.  
So erhalten wir eine aussagekräftige Übersicht über die Auswirkungen der Neubewertungen. 
Da die Neufestsetzung möglichst neutral erfolgen soll, ist dies eine gute Entscheidungs-
grundlage, ob der Hebesatz der Grundsteuer B verändert werden soll. Eine vollständige Auf-
kommensneutralität ist leider nicht möglich, so dass es sicherlich für einige Grundstücke teu-
rer, für andere dafür günstiger als bisher werden wird. Unterm Strich wollen wir aber mit der 
Grundsteuerreform – und so sind alle Städte und Gemeinden bisher angetreten – keine 



Mehreinnahmen generieren. 
 
Mit dem geplanten Überschuss im kommenden Haushaltsjahr wird sich die aufgrund der ver-
gangenen positiven Jahre bestehende Rücklage erhöhen. 

 
Für den Finanzhaushalt sind wir im Planentwurf 2022 von einem, um zahlungsunwirksame 
Erträge und Aufwendungen bereinigten, Finanzierungsüberschuss von 4,5 Mio. € ausgegan-
gen.  
 
Im Planentwurf für das Jahr 2023 stehen im Finanzhaushalt den Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit von 97,2 Mio. € Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit von 
91,3 Mio. € gegenüber, so dass ein Zahlungsmittelüberschuss von 5,9 Mio. € besteht. 

 
 
Finanzhaushalt – Finanzierung 

Zu diesem eben erläuterten Zahlungsmittelüberschuss kommen noch Einzahlungen aus In-
vestitionstätigkeit von 9,1 Mio. € dazu: 

 
Sie setzen sich zusammen aus 
  Mio. €       Mio. € (VJ) 
 Investitionszuwendungen  1,5  6,2  
 Erschließungsbeiträge 0,3 1,4 
 der Veräußerung von Sachvermögen 3,0  1,8 
 Rückflüsse von Ausleihungen von 

verbundenen Unternehmen 4,3 0,0 
 sonstige Investitionstätigkeiten 0,0 0,8  
 
Zur Finanzierung der vorgesehenen Investitionen, hier vor allem für die Generalsanierung 
des Windeck-Gymnasiums sowie den Neubau der Mensa „Campus Bühl“ ist eine Kreditauf-
nahme von 5,4 Mio. € vorgesehen.  
 
Die vorgesehenen Mittel für die Investitionen gegengerechnet verbleibt damit ein Zahlungs-
mittelbedarf von 1,0 Mio. € (Vorjahr 0,9 Mio. €), der aus den bestehenden Kassenmitteln fi-
nanziert wird. 
 
Finanzhaushalt – Investitionsausgaben 

Sämtliche in der Planung enthaltenen Investitionen wurden wiederum auf eine mögliche Ge-
genfinanzierung untersucht. Soweit eine solche vorliegt, wurde sie in die Planung mitaufge-
nommen.  
 
Beispiele hierfür sind die Kostenbeteiligung des Landkreises für die Generalsanierung der 
südlichen Hauptstraße, der Zuschuss für die barrierefreie Umgestaltung von Bushaltestellen 
oder auch die Zuschüsse für die Beschaffung von Feuerwehrfahrzeugen. 
 
Der Finanzhaushalt 2023 ist im Hochbaubereich geprägt durch den Neubau der Mensa 
„Campus Bühl“ sowie den Beginn der Generalsanierung des Windeck-Gymnasiums. Damit 
steht wiederum insbesondere der Bereich Bildung im Fokus des Haushaltsplans. 
 
Im Tiefbaubereich wird der Haushalt 2023 vor allem durch die Erschließung des Baugebiets 
„Im Feil“ in Altschweier, die Sanierung der Kreisstraße 3749 in Neusatz (Gehwege und Ka-
nal), die Fortsetzung der barrierefreien Umgestaltung von Bushaltestellen sowie diverse Brü-
ckensanierungen geprägt.  
 
 
Die wichtigsten Investitionsbereiche sind nach Arten: 



 
 12,1 Mio. € für Hochbauinvestitionen, die wiederum vorrangig in Schulbaumaßnahmen

 fließen; 
 2,4 Mio. € für Tiefbaumaßnahmen, zu denen weitere 3,0 Mio. € aus dem Eigenbetrieb 

 Abwasserbeseitigung und 3,9 Mio. € aus dem Eigenbetrieb Breitbandnetz hinzukom

 men;  
 2,3 Mio. € für den Erwerb von beweglichem Vermögen, also Fahrzeugen, Mobiliar, EDV-

 Ausstattung und Arbeitsgeräten; 
 1,1 Mio. € für den Erwerb von Grundstücken zur Baulandentwicklung, um sowohl den 

 Bau von privaten Wohnungen und Eigenheimen zu unterstützen als auch die Entwick
 lung von Gewerbegebieten vorzunehmen; 

 1,0 Mio. € zur Erhöhung des Eigenkapitals der Bühler Sportstätten GmbH 
 0,8 Mio. € für Investitionszuschüsse an Dritte, zum Beispiel für Kindertagesstätten, Kir

 chen oder Vereine. 
 
Gesamtstadt – Investitionen 2023 
Sofern Sie uns den Auftrag dazu geben, werden wir im Haushaltsjahr 2023 im Stadthaushalt 
und in den Eigenbetrieben nahezu 26,6 Mio. € in unsere Bildungseinrichtungen, in die Infra-

struktur und in den Wohnungsbau investieren. Dies ist wiederum – wie schon die im aktuellen 
Haushaltsjahr 2022 vorgesehenen Investitionen von 27,8 Mio. € – eine enorme Herausforde-
rung, welche wir abermals nur bewältigen können, wenn wir alle uns über jede Einzelmaß-
nahme einig sind. 
 
Es fanden auch in diesem Jahr verwaltungsintern eine Vielzahl intensiver Gespräche und 
Überlegungen statt, um dieses gewaltige Investitionsprogramm nicht nur mit der finanziellen 
Lage unserer Stadt, insbesondere auch der Erhaltung der Liquidität, sondern auch mit der 
personellen Ausstattung in Einklang zu bringen. 
 
Im Ergebnis sind wir zuversichtlich, auch in diesem Haushaltsplan ein zukunftsweisendes, 
aber auch finanzierbares Programm aufgestellt zu haben. 
 
Aus dem bisherigen Investitionsprogramm des Jahres 2022 kann ich Ihnen berichten, dass 
im kommenden Haushaltsjahr der Hoch- und Tiefbaubereich noch mit der Abwicklung be-
gonnener Maßnahmen aus Vorjahren stark gefordert sein wird.  
 
Hier möchte ich im Hochbaubereich beispielhaft den Abschluss des Großprojektes „Einbau 
der RLT-Anlagen“ in über 220 Räumen der Bühler Schulen und Kindertageseinrichtungen 
und im Tiefbaubereich die Umgestaltung bzw. Kanalsanierung der südlichen Hauptstraße 
nennen, wobei auch noch viele weitere Vorhaben weiter betrieben werden müssen. 
 
Finanzplanung – Ergebnisentwicklung 

Angesichts des ambitionierten Investitionsprogramms stellt sich die Frage, wie es mit den 
Finanzmitteln in den nächsten Jahren, das heißt in den Jahren 2024 und danach aussieht. 
 
Die bisher befürchteten verschärften Bedingungen durch die Corona-Pandemie sind zum 
Glück nicht eingetreten. Allerdings hat sich die Gewerbesteuer – ich habe Ihnen schon mehr-
fach davon berichtet – immer wieder von ihrer unzuverlässigen Seite gezeigt; eine überaus 
launische Diva. 
Die Signale, die wir aus den Gesprächen mit den Unternehmen erhalten haben, lassen uns 
trotz der Auswirkungen des Ukrainekriegs doch optimistisch in die Zukunft blicken. 
 
Beim aktuellen Haushaltsjahr 2022 gehen wir – Stand heute – davon aus, dass sich leider 
der ursprünglich im Planwerk enthaltene Fehlbetrag von 1,1 Mio. € wegen der nicht geplan-
ten und auch nicht planbaren Gewerbesteuerrück-zahlung sowie der höheren Umlagezah-
lungen aus der Gewerbesteuer-kompensationszahlung nicht halten lässt. Ich habe Ihnen 



dazu schon unter der Rubrik Entwicklung im Jahr 2022 berichtet.  
 
Aus dem Zeitraum 2012 bis 2021 haben wir eine Rücklage von 21,7 Mio. €, die sich wegen 
des voraussichtlichen Ergebnisses 2022 verringern wird.  
Wie ich bereits erwähnt habe, können wir nach den Gesprächen mit den Unternehmen in den 
Folgejahren wieder von einem gegenüber den Vorjahren höheren Niveau der Gewerbesteu-
ereinnahmen ausgehen. Dies haben wir so auch in die Finanzplanung aufgenommen. 
 
Liquidität 

Das Jahr 2022 startete mit einem Kassenbestand von ca. 13,9 Mio. €, der sich Ende des 
Jahres auf ca. 16,5 Mio. € erhöhen wird. Dies ist Stand heute auch der Anfangsstand für das 
Jahr 2023. Bei der Liquiditätsberechnung ist aber zu berücksichtigen, dass von den Planwer-

ten ausgegangen werden muss. Dies bedeutet, dass sich dieser Betrag noch – eventuell 
auch deutlich – verändern kann. Sicher ist jedenfalls, dass die gesetzliche Mindestliquidität 
im gesamten Planungszeitraum jederzeit weit überschritten wird. 
 
Verschuldung 

Der städtische Schuldenstand konnte auch im Haushaltsjahr 2022 wie in den Vorjahren wei-
ter planmäßig getilgt werden. Da das Großprojekt „Generalsanierung Windeck-Gymnasium“ 
nicht wie ursprünglich geplant begonnen werden konnte, mussten – auch im Hinblick auf die 
gute Liquiditätslage der Stadtkasse – die in den Haushaltsplänen 2021 und 2022 enthalten-
den Kreditermächtigungen von 3,3 Mio. € bzw. 4,9 Mio. €, zusammen 8,2 Mio. € noch nicht in 
Anspruch genommen werden.  
Dementsprechend beträgt die Verschuldung des Stadthaushalts zum Jahresende 2022 nur 
noch 9,4 Mio. €. 
 
In meiner letztjährigen Haushaltsrede habe ich schon angekündigt, dass wegen der guten 
Liquiditätslage der Stadtkasse als Einheitskasse letztmals im Haushaltsjahr 2019 Darlehen 
aufgenommen werden mussten, wir aber aufgrund der umfangreichen Investitionen in den 
beiden Eigenbetrieben Abwasser und Breitbandnetz nicht umhinkommen werden, kurzfristig 
von den bestehenden Kreditermächtigungen der Jahre 2020 und 2021 Gebrauch machen zu 
müssen.    
 
Wir haben deshalb am 07. März 2022 in den Eigenbetrieben ein Darlehen von 8,4 Mio. € 
(Abwasser) bzw. von 3,2 Mio. € (Breitbandnetz) jeweils zu einem Zinssatz von 1,14 % mit 
einer Laufzeit und Zinsbindung von 20 Jahren aufgenommen. 
 
Pro-Kopf-Verschuldung 
Für den gesamten Konzern Stadt (Stadthaushalt, beide Eigenbetriebe, Bühler Sportstätten 
GmbH sowie Stadtwerke Bühl GmbH) gesehen haben wir umgerechnet auf unsere Einwoh-
ner zum Jahresende 2022 eine Pro-Kopf-Verschuldung von insgesamt 2.558 € (Vorjahr: 

2.196 €), die sich folgendermaßen zusammensetzt: 
 
Stand 31.12.2022  Pro-Kopf 

 Stadthaushalt 9.440.125 € 322 € 13 % 
 Eigenbetrieb Abwasser 36.216.275 € 1.236 € 48 % 
 Eigenbetrieb Breitbandnetz 6.548.000 € 223 € 9 % 
 Bühler Sportstätten GmbH 13.670.638 € 466 € 18 % 
 Stadtwerke Bühl GmbH 9.103.538 € 311 € 12 % 

   gesamt 74.978.588 € 2.558 € 100 % 

 
Berücksichtigt man nur den Stadthaushalt und die beiden Eigenbetriebe, beträgt die Ver-
schuldung je Einwohner 1.781 € (Vorjahr: 1.463 €). Sie setzt sich damit zu 18 % aus dem 
Stadthaushalt und zu 82 % aus den beiden Eigenbetrieben zusammen. 
 



Sollten im Haushaltsjahr 2023 alle geplanten Darlehen (Stadt 5,4 Mio. €, Eigenbetrieb Ab-
wasser 7,2 Mio. € incl. Umschuldung Trägerdarlehen und Eigenbetrieb Breitband 1,5 Mio. €) 
aufgenommen werden, würde sich der Schuldenstand im Stadthaushalt und den beiden Ei-
genbetrieben abzüglich der Tilgungen Ende des Jahres auf insgesamt 63 Mio. € erhöhen, 

dies wären dann 2.150 € je Einwohner. 
 
Zum Schluss will ich noch kurz auf die Wirtschaftspläne der beiden Eigenbetriebe eingehen: 
Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung 
Im Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Abwasserbeseitigung gehen wir bei Erträgen von 5,4 
Mio. € und Aufwendungen von 5,8 Mio. € von einem geringen Defizit in Höhe von 400 T€ 

aus. 
 
Den Investitionsbereich prägen neben der Fortsetzung der gesetzlich vorgeschriebenen Ei-
genkontrollverordnung mit 1,1 Mio. € vor allem die Maßnahmen 
 
 Kanalsanierung Weinstraße, Eisental 0,5 Mio. € 
 Erschließung Baugebiet Im Feil, Altschweier 0,4 Mio. € 
 Kanalsanierung Kreisstraße K3749, Neusatz 0,3 Mio. € 
 Kanalsanierung Zielenweg 0,2 Mio. € 
 Regenklärbecken Robert-Bosch-Str. II 0,2 Mio. € 
 
Eigenbetrieb Breitbandnetz 

Im Eigenbetrieb Breitbandnetz treiben wir den Ausbau eines schnellen und leistungsfähigen 
Glasfasernetzes weiter voran. Mit Investitionen von 3,9 Mio. € stellen wir den Zugang in wei-

teren Ortsteilen und den noch nicht versorgten Bereichen in der Kernstadt her.  
 
Zum Ende meiner Ausführungen zum Haushaltsplanentwurf 2023 erlauben Sie mir noch ein 
zusammenfassendes Resümee: 
 
Das inzwischen fast vergangene Jahr 2022 hat uns zwar hinsichtlich der Corona-Pandemie 
nochmals vor Herausforderungen gestellt, die aber im Vergleich zu den beiden vorangegan-
genen Jahren deutlich moderater ausgefallen sind. Dafür hat der im Februar 2022 von Russ-
land begonnene Krieg gegen die Ukraine erhebliche Auswirkungen, die sich auch in das 
kommende Jahr erstrecken werden, denen wir uns aber gemeinsam mit Ihnen stellen wollen. 
Außerdem beabsichtigen wir, ebenfalls zusammen mit Ihnen, den bisher eingeschlagenen 
Konsolidierungskurs fortzusetzen.  
 
In meiner letztjährigen Haushaltsrede bin ich noch davon ausgegangen, dass uns dieser 
Konsolidierungskurs mittel- bis langfristig wieder einen ausgeglichenen Haushalt bringen wird 
und es sich um ein zwar ambitioniertes, aber erfüllbares Ziel handelt. 
 
Betrachtet man die Jahre seit der Umstellung im Jahr 2012 auf das neue Haushaltsrecht, 
haben wir insgesamt bis einschließlich zum Jahr 2021 eine Rücklage aus dem ordentlichen 
Ergebnis von 19,7 Mio. € und aus dem Sonderergebnis von 2,0 Mio. €, damit eine Gesamt-
rücklage von 21,7 Mio. €.  
 
Einen Fehlbetrag wiesen bisher die Haushaltsjahre 2012, 2015, 2016 und 2020 aus. In allen 
anderen Jahren konnte ein – teilweise auch deutliches – positives Ergebnis erzielt werden. 
 
Nach unserer derzeitigen Hochrechnung können wir im aktuellen Jahr 2022 den geplanten 
Fehlbetrag von knapp 1,1 Mio. € nicht halten. Gründe sind die höheren Zahlungen aus dem 
FAG und die uns vor einigen Tagen – ich habe Ihnen dazu schon berichtet – zugegangenen 
Gewerbesteuerbescheide für längst zurückliegende Jahre mit einer Rückzahlung von knapp 
über 2 Mio. € sowie Zinsen von knapp 640.000 €. Dass es sich hier um Rückzahlungen für 
bis zu 14 Jahre zurückliegende Steuerveranlagungen handelt, die nicht planbar sind und wa-



ren, ist sehr ärgerlich. Gleichzeitig aber kann man feststellen, dass es sich gerade deswegen 
bei dem im Haushaltsjahr 2022 entstehenden Fehlbetrag nicht um ein strukturelles Problem 
handelt. 
 
Hoffnungsvoll stimmen mich in diesem Zusammenhang auch die Ihnen mit diesem Haus-
haltsplanentwurf 2023 vorgelegten Zahlen.  
 
Plangemäß werden wir im kommenden und im übernächsten Jahr ein – vor allem in 2024 
deutliches – positives Ergebnis erzielen, das ebenso plangemäß im Jahr 2025 von einem – 
noch moderatem – Fehlbetrag von knapp unter 1,2 Mio. € abgelöst wird.  
Die in den Planungsjahren 2025 und 2026 ausgewiesenen Fehlbeträge resultieren in erster 
Linie aus der Systematik des Finanzausgleichs, wobei sich hier auch schon die höheren Zin-
sen durch die für die Großbauprojekte benötigten Darlehen und auch die Abschreibung be-
merkbar machen. Wie sich die Zahlen in drei, vier oder sogar mehr Jahren in der Zukunft 
entwickeln, kann jedoch Stand heute niemand voraussagen. Wir haben die Ertrags- und 
Aufwandarten nach bestem Wissen und Gewissen geplant. Wie es aber der Begriff wortwört-
lich aussagt, handelt es sich um eine Planung, das heißt um eine Absichtserklärung. Ge-

wissheit haben wir immer erst nach Abschluss des jeweiligen Haushaltsjahres, sobald wir 
Bilanz ziehen. 
 
Angesichts der bisherigen und auch im Hinblick auf die geplanten Ergebnisse kann jedoch 
nicht von einem strukturellen Defizit unseres Haushalts gesprochen werden. Ein Auf und ein 
Ab sowie Fehlbeträge, aber wiederum auch deutlich positive Ergebnisse hat es schon immer 
gegeben und wird es auch in Zukunft geben. Nichtsdestotrotz werden wir, aber mit Augen-
maß, gemeinsam mit Ihnen die Konsolidierungsmaßnahmen fortsetzen. Einsparungen und 
damit eine Verbesserung des Jahresergebnisses helfen immer für die Zukunft. Wir dürfen 
aber bei allem Sparwillen nicht aus dem Auge verlieren, dass die Verwaltung nicht um ihrer 
selbst, sondern für den Bürger arbeitet und deshalb ein Großteil der Aufwendungen den Bür-
gern unmittelbar oder mittelbar zugutekommt.  
Das kommende Jahr und auch das darauffolgende Jahr werden von uns auf Sicht gefahren, 
alles andere sind momentan lediglich Zukunftsplanungen. 
 
Meine sehr geehrten Stadträtinnen und Stadträte, auch in diesem Jahr erhalten Sie im Zeital-
ter der Digitalisierung keinen ausgedruckten Haushaltsplanentwurf. Dieser wird Ihnen mor-
gen zusammen mit dieser Haushaltsrede digital im Ratssystem mit sämtlichen Anlagen und 
Tabellen sowie den Wirtschaftsplänen der beiden Eigenbetriebe zur Verfügung gestellt wer-
den. 
 
Sie können dieses wiederum umfangreiche Zahlenwerk in den nächsten Wochen in aller Ru-
he studieren und bewerten. Dazu wünsche ich Ihnen viele gute Gedanken und Einsichten.        
 
Wie es guter Brauch ist, möchte ich mich an dieser Stelle auch wieder bei all denjenigen be-
danken, die zum Gedeihen unserer schönen Stadt beitragen:    
 
 bei allen Betriebsinhabern und Unternehmen dafür, dass sie weiterhin treu zum Standort

 Bühl stehen und in besonderem Maß ihre Zukunft bei uns sehen; 
 bei allen Steuer- und Abgabenpflichtigen dafür, dass sie uns erneut einen soliden Haus

 haltsentwurf ermöglichen; 
 bei Ihnen, liebe Stadträtinnen und Stadträte, dafür, dass Sie engagiert mit uns immer 

 nach der besten Lösung suchen; 
 bei meinen Fachbereichs- und Referatsleiterinnen und -leitern, stellvertretend für alle 

 Mitarbeitenden der Verwaltung. 
 
Schon heute lade ich Sie zu den folgenden Terminen herzlich ein: 
 



 zu der Haushaltsvorberatung im Verwaltungsausschuss am 
 

16. und 19. Januar 2023  
 

 zur Verabschiedung des Haushaltsplans und der Wirtschaftspläne am  
 

1. März 2023. 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.“ 
 
Stadtrat Fritz nimmt an der Sitzung teil. 
 
 
TOP 3: Bestellung der Mitglieder des Seniorenrates; 
Neue Amtszeit vom 01.01.2023 - 31.12.2024 

 
Bürgermeister Jokerst begrüßt die anwesenden Mitglieder des Seniorenrats und dankt für die 
Arbeit in den letzten drei Jahren. Er erinnert an die erschwerte Arbeit und die Verlängerung 
der Amtszeit aufgrund der Corona-Pandemie. 14 Bürgerinnen und Bürger der Stadt Bühl ha-
ben ihre Bereitschaft signalisiert, im künftigen Seniorenrat für die Dauer von zwei Jahren mit-
zuwirken. Er weist auf eine Korrektur hin, Frau Zausig kandidiert nicht, dafür hat sich Frau 
Anneliese Fischer für eine Kandidatur gemeldet. 
  
Beschluss:  

Der Gemeinderat bestellt alle Bewerber der OZ 1 bis OZ 14 für das Ehrenamt des Senioren-
rats; das Ehrenamt ist zunächst befristet für die Dauer von 2 Jahren (= 31.12.2024). 

OZ 1 Doderer, Uwe Bühl-Vimbuch  
OZ 2 Ernst, Hans-Peter Bühl-Moos  
OZ 3 Faust, Hartmut Bühl-Moos  
OZ 4 Fürle, Frank Bühl (Kernstadt)  
OZ 5 Hafner, Gerd Bühl (Kernstadt)  
OZ 6 Haupert, Christian Bühl-Weitenung  
OZ 7 Hummel, Monika Bühl-Vimbuch  
OZ 8 Jessen, Antje Bühl–Vimbuch  
OZ 9 Lazzaro, Rolf Bühl (Kernstadt)  
OZ 10 Maier, Günter Bühl-Weitenung  
OZ 11 Radzei, Bernd Bühl (Kernstadt)  
OZ 12 Walper, Britta Bühl (Kernstadt)  
OZ 13 Thorley, Ian Bühl-Vimbuch  
OZ 14 Fischer, Anneliese Bühl-Eisental  
 
Wahlergebnis: Einstimmiger Beschluss (22 Ja-Stimmen) 

 
  
TOP 4: Bericht des Seniorenrates der Stadt Bühl 
 
Oberbürgermeister Schnurr begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Frau Jessen vom Seni-
orenrat.  
 
Frau Jessen stellt ausführlich vor, was der Seniorenrat in seiner ersten Amtszeit erreicht hat 
und welche Vorhaben er zukünftig im Blick hat.  
 
Vertreter aller Fraktionen danken dem Seniorenrat für die geleistete Arbeit, die durch die 
Corona-Pandemie zeitweise erschwert war. Sie würdigten die Aktivitäten die für die Stadt 



eine Bereicherung darstellen und sicherten weiterhin ihre Unterstützung zu. Gedankt wird 
auch dem Vorgänger von Frau Jessen, Herrn Haßmann, sowie für die Arbeit des Senioren-
büros. 
  
Beschluss: 

Der Gemeinderat nimmt vom Bericht des Seniorenrates für das Jahr 2022 Kenntnis. 
 
 
TOP 5: Satzung der Stadt Bühl über die Benutzung von Obdachlosen- und Flücht-
lingsunterkünften;  
a) Zustimmung zur Gebührenkalkulation  
b) Beschluss der 1. Änderungssatzung 

 
Stadtrat Löschner nimmt an der Beratung und Beschlussfassung über diesen Tagesord-
nungspunkt nicht teil.  
 
Stadtrat Feuerer dankt für die Erstellung der Kalkulation, die sehr viel Zeit und Arbeit erfor-
dert hat. Auf seine entsprechende Rückfrage erläutert Herr Eller, Stadtentwicklung – Bauen – 
Immobilien, dass im Gebäude Klotzbergstraße 1 vor einigen Jahren Sanierungsarbeiten 
durchgeführt wurden und sich die auffallend höheren Kosten aus den Abschreibungen hie-
raus ergeben.  
 
Stadtrat Prof. Dr. Ehinger stellt fest, dass eine Kostendeckung angestrebt wird. Auf seine 
Nachfrage bestätigt Herr Renner, Bürgerservice – Sicherheit – Recht, dass die Gebühren 
vom Jobcenter oder vom Sozialamt zurückerstattet werden. Wenn kein Anspruch auf diese 
Leistungen besteht, müssen die Nutzer die Gebühren selbst bezahlen.  
 
Die Zustimmung der SPD-Fraktion erklärt Stadtrat Hirn, auch er dankt für die Ausarbeitung 
der Kalkulation.  
  
Beschluss: 
 

- Der Gemeinderat stimmt der Gemeinderatsvorlage beigefügten Gebührenkalkulation zu und 
beschließt einen Gebührensatz pro Wohnplatz und Monat in Höhe von 357,00 Euro. 

- Der Gemeinderat beschließt die beigefügte 1. Änderungssatzung der Satzung der Stadt 
Bühl über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften. 

 
Abstimmungsergebnis: Einstimmiger Beschluss (22 Ja-Stimmen) 

 
 
TOP 6: Förderung von kulturtreibenden Vereinen 

 
Stadtrat Schultheiß erklärt, dass für die kulturtreibenden Vereine besonders in der Corona-
Pandemie zahlreiche Einnahmequellen weggebrochen sind und die Förderung deshalb sehr 
wichtig ist. Er erwähnt auch die Kreativität der Verantwortlichen, die in dieser Zeit bemer-
kenswerte Alternativen gefunden und zusätzliche Spenden erhalten haben. Das ehrenamtli-
che Engagement der Vereine wirkt auch der drohenden Spaltung der Gesellschaft aufgrund 
der Pandemie entgegen. Diese Förderung ist eine wichtige Unterstützung für die Vereine. Die 
Zuschusskriterien sollen evaluiert werden, was er als positiv bewertet. Er signalisiert die Zu-
stimmung der FW-Fraktion.  
 
Stadtrat Gretz signalisiert die Zustimmung der SPD-Fraktion. Er hebt ebenfalls die Wichtig-
keit der Vereine für die Gemeinschaft in Stadt hervor, betont aber auch, dass es sich um eine 
Freiwilligkeitsleistung handelt und dies keine Selbstverständlichkeit ist.  
 



 
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt, die Zuschüsse an die kulturtreibenden Vereine für das Jahr 
2022 wie folgt zu gewähren:  
 
- Gesangsverein Altschweier         800,- € 
- Gesangsverein Vimbuch      1.800,- € 
- Gesangsverein Weitenung         800,- € 
- Männergesangsverein Harmonie Bühl       600,- € 
- Bühler Frauenchor           600,- € 
- Kirchenchor Altschweier         200,- € 
- Kirchenchor Eisental         200,- € 
- Kirchenchor Neusatz         200,- € 
- Kirchenchor „St. Peter und Paul“ Bühl       300,- € 
- Kirchenchor „St. Maria“ Kappelwindeck       200,- € 
- Evangelischer Kirchen- und Posaunenchor Bühl      200,- € 
- Musikverein Altschweier      2.200,- € 
- Musikverein Balzhofen       2.700,- € 
- Musikverein Eisental       2.700,- € 
- Musikverein Moos       2.200,- € 
- Musikverein Neusatz      3.100,- € 
- Musikverein Oberbruch      2.200,- € 
- Musikverein Vimbuch      2.700,- € 
- Musikverein Weitenung      2.200,- € 
- Musikverein Kappelwindeck      2.700,- € 
- Fanfahrenzug „Windeck“ Bühl     1.200,- € 
- Kammerorchester Bühl – Achern      1.200,- € 
- Narrengemeinschaft „Allda“ Kappelwindeck       700,- € 
- Dorfgemeinschaft Balzhofen         500,- € 
- Narrengemeinschaft „Mondglunkerle“ Weitenung      500,- € 
- Schartenberghexen Eisental        600,- € 
- Narrengemeinschaft „Feurio Vimbi“       500,- € 
- Bühler Hexen           700,- € 
- Narrengemeinschaft „Niesatzer Hurzle“       500,- € 
         ------------ 
                 35.000,- € 
 
 
Abstimmungsergebnis: Abstimmungsergebnis: Einstimmiger Beschluss (23 Ja-
Stimmen)  

 
  
TOP 7: Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Durchführung der Überwachung des 
ruhenden Verkehrs im Höhengebiet 
 
Oberbürgermeister Schnurr berichtet, dass der Gemeinderat von Forbach der Vereinbarung 
bereits zugestimmt hat.  
 
Stadtrat Feuerer findet die Vereinbarung und die Kooperation sinnvoll. Die CDU-Fraktion 
stimmt der Vereinbarung zu.  
 
Stadtrat Hirn schließt sich Stadtrat Feuerer an und signalisiert die Zustimmung der SPD-
Fraktion.  
 



Auch Stadtrat Prof. Dr. Ehinger schließt sich seinen Vorrednern an und stimmt angesichts 
des Chaos im Höhengebiet in den vergangenen Jahren dem Beschlussvorschlag zu.  
 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Prof. Dr. Ehinger erklärt Oberbürgermeister 
Schnurr, dass die Überwachung mit vorhandenem Personal bewältigt wird. 
 
Stadtrat Jäckel hält die Regelung im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit für ver-
nünftig. Er regt langfristig ein Parksystem für das Höhengebiet an und fordert dazu auf, den 
ÖPNV in diesem Bereich zu stärken. 
 
Stadtrat Seifermann lobt ebenfalls die Zusammenarbeit der Kommunen. Auch er fordert eine 
Verbesserung des ÖPNV im Höhengebiet.  
  
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat stimmt der beigefügten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit der Ge-
meinde Forbach zur Durchführung der Überwachung des ruhenden Verkehrs im Höhengebiet 
zu. 
 
Abstimmungsergebnis: Abstimmungsergebnis: Einstimmiger Beschluss (23 Ja-
Stimmen) 

 
  
TOP 8: Öffentliche Betrauung der Bühler Sportstätten GmbH durch die Stadt Bühl mit 
der bedarfsgerechten Bereitstellung von Versorgungseinrichtungen, öffentlichen Bä-
dern und Sportstätten sowie Breitbandkabeln (Betrauungsakt) 

 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Schultheiß nach der Formulierung des § 1 Absatz 
2 des Betrauungsakts erläutert Herr Benkeser, Finanzen – Beteiligungen – Liegenschaften, 
dass dieser Satz von den beratenden Rechtsanwälten so abgeändert wurde.  
  
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat der Stadt Bühl betraut die Bühler Sportsstätten GmbH mit der bedarfsge-
rechten Bereitstellung von Versorgungseinrichtungen, öffentlichen Bädern und Sportstätten 
sowie Breitbandkabeln laut dem beigefügten Betrauungsakt. 
 
Abstimmungsergebnis: Abstimmungsergebnis: Einstimmiger Beschluss (23 Ja-
Stimmen) 

 
  
TOP 9: Konzernabschluss der Bühler Sportstätten GmbH für das Geschäftsjahr 2021 

 
Beschluss: 

 
Der Gemeinderat weist die Gesellschafterversammlung der Bühler Sportstätten GbmH an, 
folgenden Beschluss zu fassen: 
  
- Der Konzernabschluss zum 31.12.2021 nebst Lagebericht und Anhang wird in der vorge-

legten Fassung gebilligt.  
- Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2021 Entlastung erteilt.  
- Als Wirtschaftsprüfer für das Geschäftsjahr 2022 wird die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

EversheimStuible Treuberater GmbH, Düsseldorf, bestellt.  
 
Abstimmungsergebnis: Abstimmungsergebnis: Einstimmiger Beschluss (23 Ja-



Stimmen) 
 
 
  
TOP 10: Feststellung des Jahresabschlusses 2016 der Stadt Bühl 

 
Stadtrat Feuerer stellt fest, dass das Jahr 2016 zeigt, dass man den Weg der Haushaltskon-
solidierung weiterhin konsequent gehen muss.  
 
Beschluss: 

 
Gemäß § 95 b der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg i.d.F. vom 24. Juli 2000 (GBl. 
582), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni 2018 (GBl. S. 221) stellt der Gemeinderat 
den Jahresabschluss 2016 wie folgt fest und nimmt den Schlussbericht der Revision zum 
Jahresabschluss 2016 zur Kenntnis:  
 
1. Die Einzahlungen des Ergebnishaushalts betragen 65.550.959,08 €  
Die Auszahlungen des Ergebnishaushalts betragen -69.156.556,13 €  

Es ergibt sich ein Zahlungsmittelbedarf aus der Ergebnisrechnung -3.605.597,05 €  
 
2. Die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit betragen 7.510.276,80 €  
Die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit betragen -6.270.729,17 €  

Es ergibt sich ein Finanzierungsmittelüberschuss von 1.239.547,63 €  
 
3. Der Finanzierungsmittelüberschuss aus Finanzierungstätigkeit beträgt 3.986.542,66 € 

  
4. Die Haushaltsreste zum Ende des Rechnungsjahres betragen  
im Ergebnishaushalt Aufwendungen 269.849,63 €  
im Finanzhaushalt Auszahlungen 3.190.635,08 €   
 
5. Die Rückstellungen für Unterhaltungsmaßnahmen zum Ende des Rechnungsjahres be-

tragen 97.364,84 €  
 
6. Der Stand des Vermögens  
beträgt am 01.01.2016 284.516.110,76 €  
am 31.12.2016 289.455.998,82 €  
Der Stand der Schulden  

beträgt am 01.01.2016 11.304.271,53 €  
am 31.12.2016 22.591.278,14 €  
 
7. Der Jahresabschluss 2016 wird gem. § 95 b Abs. 2 GemO ortsüblich bekannt gemacht  
und an sieben Tagen öffentlich ausgelegt.  
 
8. Dem Regierungspräsidium Karlsruhe als Rechtsaufsichtsbehörde wird die Feststellung  
des Jahresabschlusses mitgeteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: Abstimmungsergebnis: Einstimmiger Beschluss (23 Ja-
Stimmen) 

 
  
TOP 11: Bebauungsplan „Zwischen Berliner Straße und Hägenichstraße“ in Bühl nach 
§ 13 BauGB im vereinfachten Verfahren;  
a) Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der  
 Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen  
 Träger öffentlicher Belange 



b) Satzungsbeschluss 
 
 
 
Beschluss:  
 

- Der Gemeinderat beschließt die vorgebrachten Stellungnahmen unter Abwägung öffentli-
cher und privater Belange gemäß der in Anlage 1 aufgeführten Stellungnahmen der Ver-
waltung.  

- Der Gemeinderat beschließt den Bebauungsplan „Zwischen Berliner Straße und Häge-
nichstraße“ in Bühl mit textlichen Festsetzungen, Örtlichen Bauvorschriften und Begrün-
dung vom 16. November 2022 einschließlich der Darstellung der Umweltbelange, der ar-
tenschutzrechtlichen Vorprüfung und Schalltechnischer Untersuchung als zusammenge-
fasste Satzung.  

 
Abstimmungsergebnis: 21 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 1 Stimmenthaltung 

 
  
TOP 12: Bebauungsplan der Innenentwicklung „Rehbühn, 1. Änderung, Ergänzung 
und Teilaufhebung“ in Bühl-Vimbuch nach § 13a BauGB;  
a) Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der 
 Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
b) Satzungsbeschluss 

 
Oberbürgermeister Schnurr berichtet, dass sich der Ortschaftsrat Vimbuch und der Techni-
sche Ausschuss bereits mit dem Tagesordnungspunkt beschäftigt haben. 
  
Beschluss: 
 

- Der Gemeinderat beschließt die vorgebrachten Stellungnahmen unter Abwägung öffentli-
cher und privater Belange gemäß der in Anlage 1 aufgeführten Stellungnahmen der Ver-
waltung.  
 

- Der Gemeinderat beschließt die 1. Änderung, Ergänzung und Teilaufhebung des Bebau-
ungsplanes „Rehbühn“ in Bühl-Vimbuch mit textlichen Festsetzungen, Örtlichen Bauvor-
schriften und Begründung einschließlich der Darstellung der Umweltbelange und der Ar-
tenschutzrechtlichen Vorprüfung vom 16. November 2022 als zusammengefasste Sat-
zung. 

 
Abstimmungsergebnis: Abstimmungsergebnis: 22 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, keine 
Stimmenthaltungen 

 
  
TOP 13: Sanierungsgebiet „Ortskern Neusatz“ in Bühl-Neusatz; 
Satzung zur Aufhebung der Satzung zur Durchführung einer städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahme für das Gebiet „Ortskern Neusatz“ (Aufhebungssatzung) 

 
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die förmliche Aufhebungssatzung zum Sanierungsgebiet „Orts-
kern Neusatz“. 
 
Abstimmungsergebnis: Abstimmungsergebnis: Einstimmiger Beschluss (23 Ja-
Stimmen) 

 



  
TOP 14: Berichte und Anfragen 

 
Bekanntgaben des Oberbürgermeisters  

 
Sachstandsbericht RLT-Anlagen 
 
Der Bericht liegt aus.  
 
 
Eichenwaldstraße Balzhofen 

 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Prof. Dr. Ehinger bezüglich der Erhöhungen im 
Pflasterbelag erklärt Herr Eller, Stadtentwicklung – Bauen – Immobilien, dass diese so ge-
plant waren. Es handelt sich um Querrinnen, die für den Wasserablauf sorgen sollen. Auf 
seine weitere Nachfrage im Hinblick auf fehlende Bäume erläutert Herr Eller, dass in den 
vorhandenen Pflanzbereichen Baumpflanzungen vorgesehen sind. Er wird sich die Planung 
nochmals anschauen und Rückmeldung geben.  
 
Stadtrat Prof. Dr. Ehinger teilt mit, dass die Anwohner der Eichenwaldstraße sich eine Ge-
schwindigkeitsmessung wünschen.  
 
Stadträtin Becker schließt sich den Äußerungen von Stadtrat Prof. Dr. Ehinger an und erklärt, 
dass die Kanten der Querrinnen sehr hart sind und Stolperfallen darstellen. Die Art der Aus-
führung muss nochmal genau angeschaut werden. Außerdem geht sie auf die Weite der 
Straße Richtung Ortsmitte ein. Sie wünscht sich im Bereich Richtung Ortskern eine Akzentu-
ierung der Fläche beispielsweise durch eine Beschattung, Bepflanzung oder einen Brunnen. 
Sie erinnert an die Vorstellung der Planung, bei der Bäume zu sehen waren. Die geplanten 
Bäume waren auf privaten Grundstücken vorgesehen, hier könnte man nochmals auf die 
Bürger zugehen.  
 
Oberbürgermeister Schnurr sagt Stadträtin Becker zu, dass der Tiefbau sich der Sache an-
nimmt.  
 
 
L 83 – Lärmbelästigung 

 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Prof. Dr. Ehinger bezüglich eines Zeitungsberich-
tes aufgrund der Lärmbelästigung an der L 83 im Bereich Bühler Seite in Altschweier erläu-
tert Oberbürgermeister Schnurr, dass dies im Rahmen des Lärmaktionsplans bereits an den 
Straßenbaulastträger weitergegeben wurde.  
 
Frau Stiefel, Bürgerservice – Sicherheit – Recht, ergänzt, dass vom Regierungspräsidium 
eine Eingangsbestätigung des gestellten Antrags vorliegt und dieser bereits in Bearbeitung 
ist.  
 
 
 



 

Zur Beglaubigung: 

 

Der Oberbürgermeister:      Die Stadträte/innen: 

 

 

Hubert Schnurr         

 

Der Schriftführer: 

 

 

Marc Vollmer 
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